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,n eines latenten Prozesses der Wie­

nds erweisen sollen. Allerdings wird

die Sowjetmacht nach der von ihr niedergeschlagenen Volkserhebung im 

Jahre 1953 ihr Besatzungsgebiet noch weitere dreieinhalb Jahrzehnte in 

ihrer Gewalt behalten. 
Durch „eine Abstimmung mit den Füßen" machen sich die Bürger der DDR 

Luft: Viele flüchten in der Regel über West-Berlin nach Westdeutschland. 

Die Errichtung der „Mauer" durch Berlin mit Stacheldraht und „Todesstrei­

fen", auch entlang der gesamten Zonengrenze nach Westdeutschland, 

von der DDR zum „antifaschistischen Schutzwall", gar zur „Friedensgren­

ze" stilisiert, hat einzig den Zweck, die eigenen Bürger über 1378 km hin­

weg hermetisch von der freien Welt abzuriegeln: seit dem 13. August 1961 

werden die Bürger der DDR regelrecht eingesperrt. In der DDR wohnhaft 

zu sein bedeutet, sich in Wohnhaft zu befinden, - der ständigen Furcht 

ausgesetzt, zur „Klärung eines Sachverhalts" in Untersuchungshaft, dann 

Stasi-Haft genommen zu werden. 

Die Atmosphäre des Kalten Krieges verdichtet sich in Deutschland und 

ruft nach Mäßigung. Denn je kälter es in Diktaturen wird, desto irratio­

naler verhalten sich deren Machthaber. Blinde Brutalität am Ende des 

,,SS-Staates", wie auch die geistige Starre der Führung des SED-Staates, 

beweisen die Machtbesessenheit, hat doch Erich Honecker noch am 13. 

August 1989, dem 28. Jahrestag des Mauerbaus in Berlin geglaubt, dass 

,,die Mauer . . .  auch in SO oder 100 Jahren noch bestehen" wird. 

Und selbst angesichts des für jeden erkennbaren Widerstandes der Bevöl­

kerung in der DDR und dieses politisch bereits „angezählten" SED-Staates, 

werten die Sozialdemokraten Westdeutschlands dieses SED-Regime in der 

DDR sogar durch einen „Dialog durch die Mauer" auf, indem sie sich noch 

1987 um eine, wenn auch „umstrittene Annäherung von SPD und SED" be­

mühen. Sollte man sich überhaupt mit Diktatoren gemein machen, auch 
wenn man dieses als „Politik der kleinen Schritte" oder als „Wandel durch 

Annäherung", gar als „zweite Phase durch Annäherung" verharmlost? 

Dieses bei ideologischen Grundsatzgesprächen zwischen der Grundwer­

tekommission der SPD und der Akademie für Gesellschaftswissenschaf­

ten beim ZK der SED produzierte gemeinsame Ideologiepapier hat noch 

1987(!) den Anspruch auf „eine Koexistenz . . .  ohne zeitliche Begrenzung" 

erhoben und dieses als „neues Denken, neues Handeln" erklärt, als „Politik 

einer Friedenssicherung, zu der sich SPD und SED bekannt haben"!? Und 

dem Grundsatz folgend: ,,Keine Seite darf der anderen die Existenzberech­

tigung absprechen. Unsere Hoffnung kann sich nicht darauf richten, dass 

ein System das andere abschafft. Sie richtet sich darauf, dass beide Sys­

teme reformfähig sind und der Wettbewerb der Systeme den Willen zur 

Reform auf beiden Seiten stärkt." ! 

Als das Fenster zur Einheit sich 1989 kurz öffnet - es werden nur 13 Mona­

te und 14 Tage werden -, erkennt Bundeskanzler Helmut Kohl die Chan­

ce, seine Freundschaft zum 41. US-Präsidenten Georg Bush (1989-1993) 

nutzend, um im persönlichen Einvernehmen mit dem Generalsekretär des 

ZK der Kommunistischen Partei und dem späteren Präsidenten der Sow­

jetunion (1985-91), Michail Gorbatschow, Möglichkeiten der Beendigung 
der Teilung Deutschlands auszuloten. Erfolgreich! 

Seit dem 3. Oktober 1990 ist das Mitglied der Vereinten Nationen Num­

mer 133, die DDR, nicht mehr existent. Wir erfreuen uns der wieder ge­

wonnen Einheit Deutschlands. 

Zwanzig Jahre später bietet es sich an, nicht nur innezuhalten und den 

Prozess der Einheit Deutschlands im Licht des Entwicklungsprozesses 

des Europäischen Einigungswerkes zu würdigen und „Zur europäischen 

Bedeutung der ,Inneren Einheit' Deutschlands" vorzudringen. Und diese 

Beurteilung von einer Persönlichkeit zu erbitten, die den Einigungsprozess 

Deutschlands in einem jungen Bundesland bewusst nicht nur erlebt, son­

dern die daran auch selbst aktiv mitgewirkt hat. Auch zu fragen, Was kann 

der Westen vom Osten lernen? 

Aber auch aus den Fehlern zu lernen, die der Westen u. a. mit Übernahme 

der Idee der Treuhand dadurch gemacht hat, dass in vielen Bereichen m. E. 

zu viele Ostfirmen viel zu schnell, ja sogar ohne Not, ,,abgewickelt" wor­

den sind, die durchaus sanierungsfähig gewesen wären. 

Den Ministerpräsidenten eines neun Bundeslandes zu gewinnen und 

diesbezüglich zu hören, ist optimal: 

Herrn Professor Dr. Wolfgang Böhmer 
Ministerpräsident des Landes Sachsen-Anhalt 

zu bitten, auch jungen Menschen aus dem Fundus seiner reichen Erfahrung 

eines politisch unbelasteten Mediziners in der DDR, der aber nun nach der 

Wende als führender Politiker aktiv Neues mit gestaltet hat, zu berichten. 

In offener Sprache: ,,Lieber die unbarmherzige Wahrheit" zu sagen, ,,als 

eine barmherzige Lüge" in den Dienst zu stellen, um scheinbar mitfühlend 

Scheinerfolge vorzutäuschen. Wohl wissend, dass „Unliebsame Wahrhei­

ten auszusprechen, für Politiker das schwierigste Problem ist" und „Die 

Aufgabe, vor der wir stehen, der Staat allein nicht lösen kann." 

Jeder ist gefordert, weil, ,,Wenn die Bürger aufhören mitzumachen, das 

System in sich zusammenbricht." Aber auch in dem Wissen, dass „Die 

Kunst darin besteht, die notwenige Wahrhaftigkeit immer auch mit der 

Hoffnung zu verbinden, dass die Probleme lösbar sind." 

Die Konsolidierung des deutschen Einigungsprozesses ist ebenso wie die 
der Europäischen Währung Voraussetzung auch für die innere Festigung 

des Europäischen Einigungswerkes. 

Grissenbach an der Sieg, am 27. November 2010 Bodo Gemper 

Franz-Böhm-Kolleg {13) 
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Einladung 

zu einem Vortragsabend 

mit dem 
Ministerpräsidenten des 
Landes Sachsen - Anhalt 

Herrn Professor Dr. Wolfgang Böhmer, Mdl 

aus Anlass des 

Einigungsprozesses in Deutschland 

seit zwanzig Jahren 

im Kontext der 

Herstellung der „Inneren Einheit" Deutschlands 

am Donnerstag, dem 20. Januar 2011 
um 17.30 -19.30 Uhr im 

Leonhard-Gläser-Saal der Siegerlandhalle 

Koblenzer Straße 151, Siegen 

Bodo Gemper 

Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, 
Wirtschaftsinformatik und Wirtschaftsrecht 

der Universität Siegen 

Um baldige definitive Zu- oder Absage wird gebeten 
auf beiliegender Antwortkarte bis zum 13. Januar 2011 
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